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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

06.09.2001 

Geschäftszahl 

99/03/0424 

Rechtssatz 

Die bei der Interessenabwägung nach § 35 Abs. 3 EisenbahnG 1957 zu gewichtenden Vorteile für die 
Öffentlichkeit ergeben sich erst aus der Beurteilung des gesamten Projektes. Es ist daher nicht als rechtswidrig 
zu erkennen, dass die Behörde auf das öffentliche Interesse am Gesamtprojekt und nicht bloß auf das 
Einzelprojekt abgestellt hat. 


